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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Modernisierung der öffentlichen Verwaltung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Modernisierung von Staat und Verwaltung ist eine entschei- 
dende politische Gestaltungsaufgabe der 90er Jahre. Die gesell- 
schaftlichen, ökonomischen, ökologischen und sozialen Rahmen- 
bedingungen, unter denen sich die Tätigkeit von Staat und Ver- 
waltung vollzieht, ändern sich kontinuierlich und mit wachsender 
Dynamik. Politik und Verwaltung haben sich in immer kürzeren 
Zeiträumen auf veränderte Rahmenbedingungen einzustellen, die 
nationale Grenzen zunehmend überschreiten. Umfang und Kom- 
plexität der staatlichen Aufgaben nehmen zu, gleichzeitig ver- 
knappen sich die Ressourcen. 

Wir brauchen einen leistungsfähigen und kostenbewußten Staat, 
der sich auf wichtige Aufgaben konzentriert: Sicherung der bür- 
gerlichen und sozialen Grundrechte, Abwehr ökologischer Ge- 
fahren, Setzung ökonomischer Rahmenbedingungen, Gewährlei- 
stung eines modernen Bildungswesens und einer leistungsfähigen 
Infrastruktur. Ohne soziale Sicherheit sind auf Dauer weder Men- 
schenwürde noch Demokratie noch Freiheit noch innerer Frieden 
noch Wohlstand möglich. Deshalb muß der Sozialstaat stabil und 
intakt gehalten werden. 

Längst nicht alles, was heute durch staatliche Institutionen gelei- 
stet wird, kann nur durch den Staat vernünftig erledigt werden. 
Privatisierung und Deregulierung sind andererseits keine Allheil- 
mittel - weder um die Finanzlöcher zu stopfen, noch um Mängel 
im öffentlichen Dienst zu beseitigen. Die seit Jahren ausschließ- 
lich ideologisch geführte Debatte über „Markt oder Staat", „Pri- 
vatisierung" oder „Abbau des Staates" hat die Modernisierung der 
öffentlichen Verwaltung behindert. 

Für die Bewältigung vieler Zukunftsaufgaben der öffentlichen Ver- 
waltung sind die alten Strukturen und bisherigen Instrumente und 
Verfahren des Verwaltungshandelns nur bedingt tauglich. Wir 
brauchen flexible Entscheidungsformen. Deshalb muß verstärkt 
auf Selbstorganisation und Innovation der Verwaltung gesetzt wer- 
den. 
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Die Modernisierung der öffentlichen Verwaltung ist kein Selbst- 
zweck. Eine funktionsfähige öffentliche Verwaltung hat entschei- 
denden Einfluß auf die Lebensbedingungen der Bürgerinnen und 
Bürger ebenso wie auf die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft. 
Soweit sie beratend und gestaltend an der Vorbereitung politischer 
Entscheidungen beteiligt ist, schafft sie Voraussetzungen für eine 
aktive Politik. Ohne sie können gesellschaftliche Reformen nicht 
nachhaltig gelingen. 

Die Modernisierung der Verwaltung muß sich auf Bürgernähe, ef- 
fiziente Dienstleistungen, Personalentwicklungskonzepte und 
Fortbildungsmaßnahmen für die Beschäftigten, den Einsatz neuer 
Techniken sowie die Modernisierung der Aufbau- und Ablaufor- 
ganisationen konzentrieren. Dabei sind z. B. die Bundesministe- 
rien auf die Vorbereitung der Gesetzgebung, Gesetzeskontrolle, 
politische Leitungs- und Weisungsfunktionen sowie ein Innovati- 
onsmanagement zu beschränken. Die Vorstellung, allein durch 
Änderungen im Dienstrecht die Probleme in den Griff zu bekom- 
men, ist illusorisch. Zur Modernisierung der öffentlichen Verwal- 
tung brauchen wir beides: die Verwaltungs- und die Dienst- 
rechtsreform. 

Die Reform der öffentlichen Verwaltung wird kein einmaliger Akt 
sein, sondern ein permanenter Prozeß. Dieser muß durch eine ak- 
tive Verwaltungspolitik, die verwaltungspolitische Grundsätze 
und Ziele formuliert und durchsetzt, gesteuert werden. Ob der Re- 
formprozeß zum Erfolg führt, hängt nicht zuletzt von der Bereit- 
schaft der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Zusammenarbeit 
und Mitgestaltung ab . Ohne oder gar gegen die Beschäftigten kann 
diese Reform nicht gestaltet werden. Leistungsfähigkeit und Mo- 
tivation der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes müssen des- 
halb anerkannt und gefördert werden. 

Länder und Gemeinden haben in ihren Verwaltungen einen nach- 
haltigen Veränderungsprozeß in Gang gesetzt. Die Bundesregie- 
rung ist auf dem Gebiet der Verwaltungsreform dagegen bisher 
untätig, ihre Vorschläge zum Dienstrecht sind unzureichend. 

11. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, 

eine umfassende Modernisierung der Bundesverwaltung und des 
öffentlichen Dienstrechts einzuleiten. Dabei müssen die bisheri- 
gen Erfahrungen der Länder und Gemeinden einbezogen werden. 
Die Aufgaben der staatlichen Ebenen sind jedoch unterschiedlich. 
Es ist wichtig, die Besonderheiten der jeweiligen Verwaltung bei 
den Reformvorhaben zu berücksichtigen. 

Über die allgemeinen Grundsätze einer Reform der Bundesver- 
waltung sowie über die Beteiligung der Beschäftigten und ihrer 
Interessenvertretungen sind Vereinbarungen mit den Gewerk- 
schaften des öffentlichen Dienstes zu treffen. 


I. Verwaltungsreform 

Leitbild der Modernisierung ist die leistungsfähige und bürger- 
nahe öffentliche Verwaltung, die ihre Aufgaben rechtmäßig, wirt- 
schaftlich, sozial- und umweltverträglich erfüllen kann. Ein we- 
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sentlicher Aspekt der Modernisierung ist zudem die Stärkung der 
Dienstleistungs- und Kundenorientierung. 

Die Verwaltungsreform muß sich auf folgende Schwerpunkte kon- 
zentrieren: 

1. Effizientere Organisation und modernes Management 

Die Aufbau- und Ablauforganisation der öffentlichen Verwal- 
tung muß effizienter gestaltet werden. Das bedeutet, daß die 
Aufgaben stärker gebündelt, der Behördenaufbau vereinfacht 
und Hierarchien reduziert werden. Dies muß mit einer umfas- 
senden Aufgaben- und Vorschriftenkritik einhergehen. 

Soweit dies möglich ist, ist eine Dezentralisierung der Verwal- 
tung bis hin zur eigenverantwortlichen Aufgabenerledigung in 
„autonomen" Einheiten anzustreben. 

Die Verwaltung muß Spielraum erhalten, um ihre Aufgaben 
flexibel und bürgernah lösen zu können. Das bedeutet, daß ihr 
weitgehend die Ressourcenverantwortung zu übertragen ist, 
d. h. die Entscheidung von Personal-, Finanz-, Organisations- 
und Informationsfragen. Der Handlungsspielraum einzelner 
Arbeitseinheiten wird durch die Zuweisung globaler Budgets 
erweitert. 

Dezentralisierte Verantwortung bedingt ein modernes 
Führungsinstrumentarium. Das bedeutet z. B.: Zwischen der 
politischen Ebene und den Verwaltungseinheiten wird ein 
dialogisches Spannungsverhältnis aufgebaut, in dem Ziele dis- 
kutiert und fixiert („vereinbart") werden, nach denen die Ver- 
waltung anschließend arbeitet { „ Kontraktmanagement " ) . 
Dezentralisierung bedeutet auch, Ergebniskontrolle statt Ver- 
fahrenskontrolle und die Entwicklung neuer Kontroll- und 
Steuerungsinstrumente (Berichtspflichten, Verwaltungscon- 
trolling). 

Bei eigenverantwortlicher Aufgabenerledigung durch Verwal- 
tungseinheiten kann es zu einer neuen Verantwortungsab- 
grenzung zwischen Politik und Verwaltung kommen. Sie ist am 
Demokratie- und Gewaltenteilungsprinzip zu messen. 

2. Kostentransparenz und Wettbewerb 

Auch in der öffentlichen Verwaltung müssen Kosten und Lei- 
stungen transparent gemacht und die Kosten den jeweiligen 
Leistungen zugeordnet werden. Die „Produktkosten" der von 
der Verwaltung zu erbringenden Dienstleistungen sind soweit 
wie möglich zu ermitteln, einschließlich ökologischer und so- 
zialer Leistungen, die gesellschaftlich von großer Bedeutung 
sind, betriebswirtschaftlich aber noch kaum erfaßt werden. 

Zwischen der öffentlichen Verwaltung und der Wirtschaft, aber 
auch zwischen den Verwaltungen selbst, brauchen wir mehr 
regulierten Wettbewerb. Transparenz ist am ehesten durch 
Wettbewerb und Vergleich zu erreichen. Wettbewerb hat nichts 
mit Privatisierung zu tun, sondern meint die Ermittlung von 
Kosten und Qualitäten der eigenen Leistung im Vergleich zu 
anderen. Selbstverständlich erfordert ein solcher Vergleich von 
Leistungen die Anwendung einheitlicher Maßstäbe. Wenn die 
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Leistungen der öffentlichen Verwaltung klar definiert, qualita- 
tiv und quantitativ erfaßt werden, kann z. B. auch ein Lei- 
stungsvergleich der verschiedenen Behörden vorgenommen 
werden. 

Die derzeitige Kameralistik muß durch moderne Formen be- 
triebswirtschaftlichen Rechnungswesens ergänzt oder ersetzt 
werden. Das bestehende Haushaltsrecht des Bundes ist nicht nur 
kreativ auszuschöpfen, sondern auch entsprechend zu ändern. 

3. Aufgabenkritik 

Die ständige Aufgabenkritik ist unverzichtbar, um zu prüfen, 
ob staatliche Aufgaben weiterhin wahrgenommen werden sol- 
len, ob sie besser anderen Stellen übertragen werden und ob 
ihr Vollzug effizienter gestaltet werden kann. Die Aufgaben- 
kritik ist ein wesentliches Element für eine sich stetig fortent- 
wickelnde, lernende, zur Selbstinnovation fähigen Verwal- 
tung, die ihre Aufgaben effektiv und effizient wahrnimmt. Ei- 
ne Senkung der Haushaltsbelastung kann auf Dauer nur durch 
Abbau überflüssiger Aufgaben ermöglicht werden. 

Die Weiterenwicklung zu einer modernen Staatsverwaltung 
verlangt Innovation bei öffentlichen Diensten. Das darf jedoch 
nicht bedeuten, öffentliche Monopole einfach in private umzu- 
wandeln, „Rosinenpickerei" zuzulassen, private Gewinne öf- 
fentlich zu finanzieren oder Leistungseinschränkungen auf dem 
Weg einer Kommerzialisierung der Daseinsvorsorge zu akzep- 
tieren. Gefragt sind neue Kooperationsformen zwischen öffent- 
lich und privat. Rationalisierungsreserven müssen ausgeschöpft 
werden, ohne daß dadurch sozialstaatliche Ziele leiden. 

Künftig muß strenger als bisher geprüft werden, ob die Ver- 
waltung eine bestimmte Aufgabe selbst erledigen kann oder 
sie als Produkt am Markt beziehen soll. Das setzt voraus, daß 
die Kosten der Verwaltungsleistungen auf der Basis betriebs- 
wirtschaftlicher Rechnungen und gezielter Produkterfassung 
transparent gemacht werden. 

Die Rechtsform der Wahrnehmung einer öffentlichen Aufgabe 
ist im Grunde nachrangig. Worauf es ankommt ist, daß sie zu- 
verlässsig und effizient wahrgenommen wird. Den Bürgerin- 
nen und Bürgern ist gleichgültig, mit Hilfe welcher rechtlichen 
Konstruktion Leistungen erbracht werden. 

Ob die Voraussetzungen für die Zusammenarbeit mit Privaten 
vorliegen, ist u. a. daran zu messen, ob folgende Kriterien ge- 
währleistet sind: 

- dauerhaft gesicherte Daseinsvorsorge, 

- ökologisch verträgliche Folgen und Entwicklungen, 

- Bürgernähe und Bürgerfreundlichkeit, 

- humane Arbeitsplätze und Mitbestimmung, 

- Wettbewerbsfähigkeit/Vermeidung von Monopolen bei 
Privatunternehmen. 
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Wird eine öffentliche Aufgabe privatrechtlich organisierten Trä- 
gern überlassen, sind die politische Kontrolle und die Rückhol- 
barkeit sicherzustellen. Falls die an Private überlassene Aufga- 
be im Interesse der Bürgerinnen und Bürger nicht optimal er- 
ledigt wird, muß ggf. auch eine „Entprivatisierung" erwogen 
werden. 

4. Möglichkeiten der modernen Informationstechnik nutzen 

Für bürgernah und effizient arbeitende Verwaltungen ist eine 
moderne Infrastruktur unverzichtbar. Vielfach entspricht der 
Ausbau der Datenverarbeitung und der darauf gestützten 
Kommunikationsmöglichkeit zwischen den Behörden nicht 
diesen Anforderungen. 

Die moderne Datenverarbeitung ermöglicht es, Aufgaben nach 
ihrem Gegenstand zu bündeln und damit verschiedene Schrit- 
te, die für die Erledigung einer bestimmten Verwaltungsauf- 
gabe notwendig sind, zusammenzufassen. Sie ermöglicht 
ferner „Servicepakete" der Verwaltung, d. h. verschiedene 
Leistungen aus einer Hand anzubieten. Das Grundrecht auf 
informationeile Selbstbestimmung ist zu berücksichtigen. 

Allgemein ist zu fordern, daß die Möglichkeiten für Informa- 
tionsverarbeitung im öffentlichen Sektor stärker aufgespürt 
und für mehr Effizienz und Bürgernähe genutzt werden. 

5. Neue Handlungsformen 

Auf dem Weg zur Wahrnehmung ihrer Rolle als Gestaltungs- 
kraft, Moderatorin und Servicestelle für die Bürgerinnen und 
Bürger muß die Verwaltung neue Verfahren und Verhaltens- 
weisen entwickeln. 

Viele Zukunftsaufgaben lassen sich nicht mit Geboten, Verbo- 
ten und Auflagen lösen. Die Verwaltung braucht vielmehr fle- 
xiblere und zugleich konsensfähigere Verfahren. Verhandlun- 
gen, Absprachen und Verträge, Arrangements unterschiedli- 
cher Verbindlichkeit ermöglichen situationsgerechte und 
schnelle Lösungen. 

11. Reform der Ministerialverwaltung 

1. Kleinere Ministerien 

Die Bundesministerien sind auf die Vorbereitung der Gesetz- 
gebung, Gesetzeskontrolle, politische Leitungs- und Wei- 
sungsfunktionen sowie ein Innovationsmanagement zu be- 
schränken. Die Routine der ausführenden Verwaltung ist aus 
den Ministerien herauszunehmen und anderen Stellen (obe- 
ren Bundesbehörden) zu übertragen. Die Bundesministerien 
müssen für Führungsaufgaben wieder handlich und produktiv 
gestaltet werden. Außerdem ist die Zahl der Bundesministeri- 
en heute zu groß und muß vermindert werden. 

2. Reorganisation der Ministerien 

Die Aufbauorganisation der Bundesministerien muß überprüft 
und auf der Grundlage moderner Managementprinzipien neu 
gestaltet werden. Dabei sollen insbesondere die Referate ver- 
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größert, Hierarchiestufen vermindert, Projektorganisation er- 
möglicht und eine dezentrale Ressourcen- und Ergebnisver- 
antwortung eingeführt werden. 

3. Einführung neuer Steuerungsinstrumente 

Die Ablauforganisation auf der Ebene der Ministerialverwal- 
tung und die Beziehungen zwischen Ministerien und nachge- 
ordnetem Bereich sollen mit Hilfe neuer Steuerungsinstru- 
mente modernisiert werden. Dazu gehören die Einführung 
einer Kosten- und Leistungsrechnung und eine Steuerung von 
Aufgaben durch Zielvereinbarung und Budgetierung. 

4. Verselbständigung ausgegliederter Bereiche 

Die Verkleinerung und Reorganisation der Bundesministerien 
muß mit einer gleichzeitigen Reorganisation und Stärkung der 
Autonomie der neuen Bundesoberbehörden einhergehen. 

III. Reform des öffentlichen Dienstrechts 

Personalentwicklung und Weiterbildung müssen zu Schwerpunk- 
ten der Modernisierung gemacht werden. 

Dazu gehören die flexible Gestaltung des Laufbahnrechts, die Re- 
form des Beurteilungswesens und der Personalsteuerung, die lei- 
stungs- und aufgabengerechte Bezahlung und der Ausbau von 
Fort- und Weiterbildung zu einer zentralen Aufgabe: 

1. Flexible Gestaltung des Laufbahnrechts 

Das Laufbahnrecht ist umfassend zu reformieren. Die heutigen 
an den Bildungsabschlüssen orientierten Laufbahngruppen 
müssen durch ein flexibles Laufbahnsystem ersetzt werden, 
dem konkrete Funktionen und nicht abstrakte Ämter zugrun- 
de liegen. Im Prinzip müssen der Aufstieg und Laufbahn- 
wechsel nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung 
möglich sein. 

Der Personalaustausch zwischen öffentlicher Verwaltung und 
Wirtschaft und zwischen den öffentlichen Verwaltungen selbst 
muß erleichtert werden. 

2. Reform des Beurteilungswesens und Personalsteuerung 

Das Beurteilungswesen ist grundlegend zu reformieren. 

Für die fachliche Leistung am Arbeitsplatz soll eine Leistungs- 
bewertung vorgenommen werden. Die fachliche Leistung am 
Arbeitsplatz kann durch regelmäßige Zielvereinbarungen und 
Ergebniskontrollen bewertet werden. Hierbei ist ein Soll-Ist- 
Vegleich durchzuführen, der sich auf die Erreichung der ge- 
setzten oder vereinbarten Ziele bezieht. Eignung und Befähi- 
gung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden in einer 
Verwendungsbeurteilung festgehalten. Um differenzierte Be- 
urteilungen zu erhalten, die überdurchschnittliche Leistungen 
erkennbar machen, muß eine abgestufte Beurteilung erfolgen. 

Die Personalsteuerung soll im Rahmen einer Personalentwick- 
lungsplanung erfolgen, die sich nicht in der Abwicklung von 
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Personalbesetzungen erschöpfen darf. Aufgabe eines moder- 
nen Personalmanagements muß es vielmehr sein, die Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeiter entsprechend ihrer Eignung, Nei- 
gung und Befähigung zu fördern und einzusetzen. Es sind des- 
halb regelmäßige Personalführungsgespräche erforderlich. 

Die Fort- und Weiterbildung muß eine zentrale Aufgabe wer- 
den. Diese Maßnahmen sind eng mit einer Personalplanung 
und -Steuerung zu koppeln, ln der Ausbildung müssen stärker 
als bisher Berufsfähigkeiten statt Berufsfertigkeiten vermittelt 
werden. Besonderes Augenmerk muß auf die Qualifizierung 
der Führungskräfte gelegt werden. 

3. Funktions- und leistungsgerechte Bezahlung 

Die öffentlichen Arbeitgeber müssen eine anforderungsge- 
rechte Dienstpostenbewertung durchführen und ihrer Perso- 
nalwirtschaft zugrunde legen. Durch eine solche Dienstpo- 
stenbewertung wird das Leistungsprinzip und die Motivation 
der Beamten gestärkt, mehr Besoldungsgerechtigkeit sowie 
mehr Transparenz bei Personalauswahlentscheidungen er- 
reicht. Eine höhere Bezahlung ist grundsätzlich an die Über- 
tragung einer höherwertigen Aufgabe zu knüpfen. Die Betrof- 
fenen müssen einen Anspruch auf funktionsgerechte Bezah- 
lung haben. 

Die Dienstaltersstufen berücksichtigen den Leistungsgrund- 
satz nur pauschal. Sie sollten deshalb vermindert werden. Die 
Verminderung der Dienstaltersstufen ist mit einer Anhebung 
der Anfangsbezahlung und einer leistungsbezogenen Ge- 
haltsgestaltung zu verbinden. Bei alldem ist der Gleichklang 
mit dem Tarifbereich sicherzustellen. 

Auf der Grundlage gesetzlich vorgeschriebener und exakter 
als bisher kontrollierter Funktionsbewertungen (Dienstposten- 
bewertungen) sind die heutigen Stellenobergrenzen zu besei- 
tigen. Stellenobergrenzen sind mit modernen Grundsätzen der 
Organisation und der Rationalisierung nicht mehr in Einklang 
zu bringen und sind bei funktionsgerechter Bezahlung über- 
flüssig. 

Bei Einführung einer Leistungszulage oder -prämie sind die 
Bewertungskriterien und die Bemessungsgrundsätze durch- 
schaubar und nachvollziehbar aufzustellen. Sie sollen sich ins- 
besondere an qualitativen Merkmalen orientieren. Leistungs- 
zulagcn oder -prärnien sollen nur auf der Grundlage von Ver- 
einbarungen mit den Gewerkschaften und unter Beteiligung 
der Personalvertretungen eingeführt werden. 

4. Weitere wichtige Vorhaben sind: 

- Führungspositionen auf Zeit 

Qualifiziertes Führungspersonal ist für eine effiziente Verwal- 
tung von herausragender Bedeutung. Die Bewerber müssen 
deshalb mit besonderer Sorgfalt ausgewählt werden. Um die 
Leistungs- und Innovationsfähigkeit der Verwaltung durch ei- 
ne optimale Besetzung mit Führungskräften zu gewährleisten, 
ist es künftig ferner notwendig, Führungspositionen im Lei- 
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tungsbereich „auf Zeit'' ggf. auch „auf Probe" zu vergeben. Es 
muß die Möglichkeit bestehen, bewußt ausgewählte Funktio- 
nen im öffentlichen Dienst zu befristen (Zeitbeamtenverhält- 
nis, Zeitverträge) oder die Qualifikation über einen längeren 
Zeitraum zu beobachten und zu beurteilen, um anschließend 
über die endgültige Übertragung der Führungsfunktion zu ent- 
scheiden. Landesspezifische Regelungen müssen ermöglicht 
werden. 

- Flexibilisierung der Arbeitszeit 

Nach geltendem Beamtenrecht ist Teilzeitbeschäftigung nur in 
gesetzlich geregelten Sondersituationen auf Antrag der Be- 
amtin oder des Beamten zulässig. Zukünftig muß die 
voraussetzungslose Teilzeitbeschäftigung auf Antrag möglich 
sein, sofern dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

Alle Bestrebungen in der öffentlichen Verwaltung, die darauf 
gerichtet sind, die Flexibilisierung der Arbeitszeit einschließ- 
lich der Lebensarbeitszeit zu ermöglichen, sind zu unterstüt- 
zen. Hierzu gehören Überlegungen wie die altersabhängige 
Differenzierung der Wochenarbeitszeit und Arbeitszeit-An- 
spar-Modelle. Im Beamtenrechtsrahmengesetz ist eine Öff- 
nungsklausel für solche Modelle vorzusehen. 

- Beamtenstatus auf hoheitliche Aufgaben beschränken 

Der Beamtenstatus ist auf den hoheitlichen Kernbereich der 
Staatstätigkeit zu beschränken. Die strittige Zuordnung der 
Lehrer und Hochschullehrer zum Berufsbeamtentum soll den 
einzelnen Ländern überlassen bleiben. 

- Ausbau des Beteiligungsrechts 

Das gegenwärtige Verfahren zur Beteiligung der gewerk- 
schaftlichen Spitzenorganisationen bei beamtenrechtlichen 
Regelungen muß mit dem Ziel verbessert werden, Mitgestal- 
tung durch Vereinbarungen zu ermöglichen. 

- Beteiligung bei Umstrukturierungsmaßnahmen 

Die Beschäftigten und ihre Interessenvertretungen sind früh- 
zeitig und umfassend in allen Phasen von Umstrukturierungs- 
prozessen mit dem Ziel, zu einvernehmlichen Lösungen zu 
kommen, zu beteiligen. Die Mitbestimmungsrechte sind ent- 
sprechend auszugestalten. 

Bonn, den 29. Juni 1995 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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